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	Aktenzeichen:      
SachbearbeiterIn Bundesarchiv:      
SachbearbeiterIn abliefernde Stelle:      


Meldung von Unterlagen mit besonderer Schutzfrist und öffentlich zugänglichen Unterlagen
Unterlagen mit verlängerter Schutzfrist müssen in einer separaten Ablieferung mit einem gesonderten Ablieferungsverzeichnis abgeliefert werden (Art. 10 Abs. 2 Weisungen über die Anbietepflicht und die Ablieferung von Unterlagen an das Bundesarchiv vom 28. September 1999).
Für jede Schutzfristkategorie ist eine separate Ablieferung zu erstellen.

Die von Hand unterschriebene Meldung kann eingescannt und als PDF dem BAR eingereicht werden. Die Meldungen kann auch mit einer digitalen Signatur unterschrieben werden.
Generelle Angaben zu den Unterlagen
Abliefernde Stelle:      
Angabe, welche Stelle die Unterlagen ans BAR abliefert.
Bezeichnung (Teil-)Bestand Archiv:      
Signatur des (Teil-)Bestandes im Archiv, z. B. E1234-01* Bundesamt für Beispiele (2001-).

Falls die Bezeichnung des Teilbestandes für die Ablieferung nicht bekannt ist, kann diese beim BAR angefragt werden.
Ablieferungsnummer:      
Vom BAR vergebene Identifikation pro Ablieferung, z. B. 2016/23.
Angabe der beantragten Schutzfristkategorie und -dauer
Diese Ablieferung enthält Unterlagen mit einer Schutzfrist, die von der ordentlichen 30jährigen Schutzfrist gemäss Art. 9 Abs. 1 des Archivierungsgesetzes (BGA, SR 152.1) abweicht. 
Bitte pro Formular nur einen Typ angeben!
Schutzfrist gemäss BGA Art. 9 Abs. 2
 FORMCHECKBOX 
 
Die Unterlagen waren bereits vor der Ablieferung ans Bundesarchiv öffentlich zugänglich und bleiben damit auch im Bundesarchiv weiterhin frei zugänglich gemäss Art. 9 Abs. 2 BGA.
Die Schutzfrist wird für die folgenden Positionen/Dossiers beantragt:
Es können entweder die Positionen und / oder die Dossiers aufgeführt werden.
Planposition(en):      
Nummer und Titel, z. B. 3 Tarif.
Dossier(s):      
Dossiertitel, Entstehungszeitraum und Aktenzeichen, z. B. Besteigung des Matterhorns, 1960-2016, Az. 123.23.
Wenn viele Dossiers betroffen sind, kann auch eine Liste beigelegt werden.
Schutzfrist gemäss BGA Art. 11 Abs. 1
 FORMCHECKBOX 
 
Die Unterlagen sind nach Personennamen erschlossen und enthalten besonders schützenswerte Personendaten (gemäss Art. 5 Bst. c des Datenschutzgesetzes (DSG, SR 235.1)
). Gemäss Art. 11 Abs. 1 BGA beträgt die Schutzfrist 50 Jahre.
Die Schutzfrist wird für alle Dossiers der Ablieferung beantragt.
Die Unterlagen befinden sich unter den folgenden Planpositionen:

Hier müssen die Positionen aufgeführt werden.

Planposition(en):      
Nummer und Titel, z. B. 3 Tarif.
Schutzfrist gemäss BGA Art. 12 Abs. 1
 FORMCHECKBOX 
 
Die Unterlagen gehören zu einer bestimmten Kategorie von Archivgut, bei der auch nach Ablauf der ordentlichen Schutzfrist ein überwiegendes schutzwürdiges öffentliches oder privates Interesse gegen die Einsichtnahme durch Dritte bestehen wird. Gemäss Art. 12 Abs. 1 BGA und Art. 14 Abs. 2 der Archivierungsverordnung (VBGA, SR 152.11) kann in diesem Fall die Schutzfrist zeitlich befristet verlängert werden In der Regel beträgt die Schutzfrist insgesamt 50 Jahre (Art. 14 Abs. 2 VBGA). Die Bestände mit einer besonderen Schutzfrist nach Art. 12 Abs. 1 BGA sind in Anhang 3 VBGA aufgeführt.

 FORMCHECKBOX 
 

Die betreffende Kategorie von Unterlagen figuriert bereits in der Liste von Archivgut mit verlängerter Schutzfrist (Anhang 3 VBGA).
Der Eintrag im Anhang 3 VBGA lautet:      
Hier den bestehenden Eintrag aus dem aktuellen Anhang aufführen.
 FORMCHECKBOX 
 
Die betreffende Kategorie von Unterlagen soll neu in die Liste von Archivgut mit verlängerter Schutzfrist (Anhang 3 VBGA) aufgenommen werden. Anträge um Aufnahme von Unterlagenkategorien sind rechtlich und materiell zu begründen und mit einer Schutzfristdauer zu versehen:

Die Schutzfrist wird für die folgenden Positionen/Kategorie beantragt:
Es müssen sowohl die Positionen wie auch die Kategorie angegeben werden.
Planposition(en):       
Nummer und Titel, z. B. 3 Tarif.
Kategorie:      
Eindeutige Beschreibung der Kategorie, z. B. Unterlagen der Geschäftsprüfungskommissionen oder Unterlagen zu speziell geschützter militärischer Infrastruktur gem. Art. 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 23. Juni 1950 über den Schutz militärischer Anlagen (SR 510.518).

Rechtliche Begründung: 
 FORMCHECKBOX 
 
Überwiegende öffentliche Interessen:

 FORMCHECKBOX 
 
Gefährdung der inneren und äusseren Sicherheit der Eidgenossenschaft (Art. 14 Abs. 3 Bst. a VBGA)

 FORMCHECKBOX 
 
Beeinträchtigung der Beziehungen zu ausländischen Staaten, internationalen Organisationen und zwischen Bund und Kantonen (Art. 14 Abs. 3 Bst. b VBGA)

 FORMCHECKBOX 
 
Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit des Bundesrats (Art. 14 Abs. 3 Bst. c VBGA)

 FORMCHECKBOX 
 
Überwiegende private Interessen (Art. 14 Abs. 4 VBGA)
Materielle Begründung:      
In der materiellen Begründung muss deutlich dargelegt werden, wie die Schutzfrist im Zusammenhang mit dem Inhalt der Unterlagen steht. Aufgeführt werden können z. B. Verweise auf spezifische rechtliche Grundlagen sowie die konkret schutzwürdigen Inhalte.
Schutzfristdauer: 
 FORMCHECKBOX 
 
50 Jahre (Regelfall)

 FORMCHECKBOX 
 
      Jahre (Ausnahme)

Schutzfrist gemäss BGA Art. 12 Abs. 2
 FORMCHECKBOX 
 
Die Unterlagen enthalten Einzelfälle von Archivgut, bei denen auch nach Ablauf der ordentlichen Schutzfrist ein überwiegendes schutzwürdiges öffentliches oder privates Interesse gegen die Einsichtnahme durch Dritte besteht. Gemäss Art. 12 Abs. 2 BGA und Art. 14 Abs. 2 VBGA kann die abliefernde Stelle eine Einsichtnahme zeitlich befristet beschränken oder untersagen.
Die Schutzfrist wird für die folgenden Dossiers beantragt:

Dossier(s):      
Dossiertitel, Entstehungszeitraum und Aktenzeichen, z. B. Besteigung des Matterhorns, 1960-2016, Az. 123.23.
Wenn viele Dossiers betroffen sind, kann auch eine Liste beigelegt werden.
Rechtliche Begründung: 
 FORMCHECKBOX 
 
Überwiegende öffentliche Interessen:

 FORMCHECKBOX 
 
Gefährdung der inneren und äusseren Sicherheit der Eidgenossenschaft (Art. 14 Abs. 3 Bst. a VBGA)

 FORMCHECKBOX 
 
Beeinträchtigung der Beziehungen zu ausländischen Staaten, internationalen Organisationen und zwischen Bund und Kantonen (Art. 14 Abs. 3 Bst. b VBGA)

 FORMCHECKBOX 
 
Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit des Bundesrats (Art. 14 Abs. 3 Bst. c VBGA)

 FORMCHECKBOX 
 
Überwiegende private Interessen (Art. 14 Abs. 4 VBGA)
Materielle Begründung: 
In der materiellen Begründung muss deutlich dargelegt werden, wie die Schutzfrist im Zusammenhang mit dem Inhalt der Unterlagen steht. Aufgeführt werden können z. B. Verweise auf spezifische rechtliche Grundlagen sowie die konkret schutzwürdigen Inhalte.

Schutzfristdauer: 

 FORMCHECKBOX 
 
50 Jahre (Regelfall)

 FORMCHECKBOX 
 

Ort, Datum:      
Name, Funktion
:      
Telefon / Email:      
Unterschrift: .......................................................................

Anhang: Relevante Gesetzesbestimmungen
Bundesgesetz über die Archivierung (BGA, SR 152.1):
Art. 9 Grundsatz der freien Einsichtnahme und Schutzfrist

1 Das Archivgut des Bundes steht der Öffentlichkeit nach Ablauf einer Schutzfrist von 30 Jahren unter Vorbehalt der Artikel 11 und 12 unentgeltlich zur Einsichtnahme zur Verfügung.

2 Unterlagen, welche bereits vor ihrer Ablieferung an das Bundesarchiv öffentlich zugänglich waren, bleiben auch weiterhin öffentlich zugänglich.

Art. 11 Verlängerte Schutzfrist für Personendaten

1 Archivgut, das nach Personennamen erschlossen ist und besonders schützenswerte Personendaten oder Persönlichkeitsprofile enthält, unterliegt einer Schutzfrist von 50 Jahren, es sei denn, die betroffene Person habe einer Einsichtnahme zugestimmt.

2 Die verlängerte Schutzfrist endet drei Jahre nach dem Tod der betroffenen Person. Vorbehalten bleibt Artikel 12.

3 Für nicht-personenbezogene Nachforschungen kann die Einsichtnahme während der verlängerten Schutzfrist vom zuständigen Departement gestattet und durch Auflagen beschränkt werden.

Art. 12 Weitere Beschränkungen der Einsichtnahme

1 Besteht bei bestimmten Kategorien von Archivgut ein überwiegendes schutzwürdiges öffentliches oder privates Interesse gegen die Einsichtnahme durch Dritte, so kann der Bundesrat in einer Verordnung zeitlich befristet die Einsichtnahme nach Ablauf der Schutzfrist beschränken oder untersagen.

2 Besteht im Einzelfall bei Archivgut ein überwiegendes schutzwürdiges öffentliches oder privates Interesse gegen die Einsichtnahme durch Dritte, so kann die abliefernde Stelle oder das Bundesarchiv eine Einsichtnahme nach Ablauf der Schutzfrist zeitlich befristet beschränken oder untersagen.

Verordnung zum Bundesgesetz über die Archivierung (VBGA, SR 152.11):
Art. 14 Verlängerte Schutzfrist (Art. 11 und 12 BGA)
1 Für nach Personennamen erschlossenes Archivgut, das besonders schützenswerte Personendaten oder Persönlichkeitsprofile enthält, gilt die 50-jährige verlängerte Schutzfrist nach Artikel 11 des Gesetzes, die im Einzelfall nach den Artikeln 11 und 13 des Gesetzes verkürzt oder nach Artikel 12 Absatz 2 des Gesetzes verlängert werden kann.

2 Liegt ein überwiegendes schutzwürdiges öffentliches oder privates Interesse gegen die Einsichtnahme durch Dritte vor, so kann die ordentliche Schutzfrist nach Artikel 9 des Gesetzes für bestimmte Kategorien von Archivgut oder im Einzelfall verlängert werden. Die verlängerte Schutzfrist beträgt bei Kategorien von Archivgut in der Regel insgesamt 50 Jahre.

3 Ein überwiegendes schutzwürdiges öffentliches Interesse gegen die Einsichtnahme liegt vor, wenn die Akteneinsicht geeignet ist:

a. die innere oder äussere Sicherheit der Eidgenossenschaft zu gefährden; 

b. die Beziehungen zu ausländischen Staaten, internationalen Organisationen oder zwischen dem Bund und den Kantonen dauernd zu beeinträchtigen; 

c. die Handlungsfähigkeit des Bundesrats schwerwiegend zu beeinträchtigen.

4 Ein überwiegendes schutzwürdiges privates Interesse gegen die Einsichtnahme kann insbesondere vorliegen, wenn die Akteneinsicht zu einer vorzeitigen Offenbarung von Berufs- oder Fabrikationsgeheimnissen führt.

5 Die Bestände mit besonderen Schutzfristen nach Artikel 12 Absatz 1 des Gesetzes sind in Anhang 3 aufgeführt. Die Liste kann vom Eidgenössischen Departement des Innern geändert oder ergänzt werden. Die jeweils aktuellste Liste wird beim Bundesarchiv aufbewahrt und ist öffentlich zugänglich. Der nachgeführte Anhang wird jährlich in der Amtlichen Sammlung veröffentlicht.

Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG, SR 235.1) ab 01.09.2023:
Art. 5 Begriffe

In diesem Gesetz bedeuten:

a. Personendaten: alle Angaben, die sich auf eine bestimmte oder bestimmbare natürliche Person beziehen;

b. betroffene Person: natürliche Person, über die Personendaten bearbeitet werden;

c. besonders schützenswerte Personendaten:

1. Daten über religiöse, weltanschauliche, politische oder gewerkschaftliche Ansichten oder Tätigkeiten,

2. Daten über die Gesundheit, die Intimsphäre oder die Zugehörigkeit zu einer Rasse oder Ethnie,

3. genetische Daten,

4. biometrische Daten, die eine natürliche Person eindeutig identifizieren,

5. Daten über verwaltungs- und strafrechtliche Verfolgungen oder Sanktionen,

6. Daten über Massnahmen der sozialen Hilfe
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 1997 (RVOG, SR 172.010)
Art. 57r Bearbeitung von Daten juristischer Personen 

1 Bundesorgane dürfen Daten juristischer Personen, einschliesslich besonders schützenswerter Daten, bearbeiten, soweit die Erfüllung ihrer in einem Gesetz im formellen Sinn umschriebenen Aufgaben dies erfordert. 

2 Besonders schützenswerte Daten juristischer Personen sind: 

a. Daten über verwaltungs- und strafrechtliche Verfolgungen und Sanktionen; 

b. Daten über Berufs-, Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisse.
Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG, SR 235.1) bis 31.08.2023:
Art. 3 Begriffe
Die folgenden Ausdrücke bedeuten:
a. Personendaten (Daten): alle Angaben, die sich auf eine bestimmte oder bestimmbare Person beziehen;

b. betroffene Personen: natürliche oder juristische Personen, über die Daten bearbeitet werden;
c. besonders schützenswerte Personendaten: Daten über:

1. die religiösen, weltanschaulichen, politischen oder gewerkschaftlichen Ansichten oder Tätigkeiten,
2. die Gesundheit, die Intimsphäre oder die Rassenzugehörigkeit,
3. Massnahmen der sozialen Hilfe,
4. administrative oder strafrechtliche Verfolgungen und Sanktionen;
d. Persönlichkeitsprofil: eine Zusammenstellung von Daten, die eine Beurteilung wesentlicher Aspekte der Persönlichkeit einer natürlichen Person erlaubt

� Am 01.09.2023 tritt das neue Datenschutzgesetz in Kraft. Für die Behandlung von juristischen Personen gilt ab diesem Zeitpunkt eine Übergangsfrist. Während dieser Übergangsfrist kann sich die Bekanntgabe von Daten juristischer Personen auf die bisherigen Rechtsgrundlagen zur Bekanntgabe von Personendaten stützen. Daten juristischer Personen werden während dieser Übergangsfrist nach wie vor gemäss Art. 11. Abs 1 BGA verlängert geschützt, wenn sie besonders schützenswert sind (Art. 3 Bst. c, Ziff. 4 des bisherigen DSG / siehe auch Art. 57r Abs. 2 RVOG).�Vgl. dazu Art. 71 nDSG: «Übergangsbestimmung betreffend Daten juristischer Personen: Für Bundesorgane finden Vorschriften in anderen Bundeserlassen, die sich auf Personendaten beziehen, während fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter Anwendung auf Daten juristischer Personen.»


� Ab Stufe SektionschefIn.
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